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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Uwe-Jens Rössel, Dr. Christa Luft, Rolf Kutzmutz, Dr. Barbara 
Höll, Maritta Böttcher, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 


Maßnahmen für die grundlegende Verbesserung der Einnahmen der Städte, 
Gemeinden und Landkreise (Reform der Kommunalfinanzierung) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Deutschen Bundes- 
tag bis September 1996 einen Katalog von Maßnahmen für die 
grundlegende Verbesserung der Einnahmen der Städte, Gemein- 
den und Landkreise (Reform der Kommunalfinanzierung) vorzu- 
legen. 

I. 

Dabei sollen die folgenden Eckpunkte berücksichtigt werden: 

1. Unternehmen dürfen nicht aus ihrer Verantwortung für die 
maßgeblich von ihnen genutzte kommunale Infrastruktur ent- 
lassen werden. Daher soll die Gewerbesteuer als Bindeglied 
zwischen der ortsansässigen Wirtschaft und der Gemeinde er- 
halten und revitalisiert werden, wobei gleichzeitig auch die 
hohe Konjunkturabhängigkeit der Städte und Gemeinden bei 
der Gewerbesteuer vermindert werden soll. Der Kreis der Steu- 
erpflichtigen sollte daher insbesondere durch die Einbezie- 
hung kapitalkräftiger Freiberufler, Vermögensberatungsfir- 
men sowie von Unternehmen aus der Branche „Vermietung 
und Verpachtung" erweitert werden, die künftig ab einer an- 
gemessenen Ertragsgrenze Gewerbeertragssteuer und Ge- 
werbekapitalsteuer entrichten sollten. Die jetzigen Freibeträ- 
ge für die Gewerbesteuer sollen prinzipiell verändert werden. 
Sie können durch eine solche Neuregelung der Freibeträge er- 
setzt werden, mit der vor allem kleine Gewerbetreibende und 
Handwerker von der Steuerbelastung ausgenommen würden, 
ohne daß gleichzeitig die großen Unternehmen von einer Art 
Mitnahmeeffekt profitieren könnten. 

2. Die Wirksamkeit der Einkommensteuer für die Kommunal- 
finanzierung soll spürbar erhöht werden. Der Anteil der Ge- 
meinden an der Einkommensteuer soll von derzeit 15 % auf 
künftig 20 % vergrößert werden. Darüber hinaus soll unter 
Berücksichtigung des damit verbundenen Verwaltungsauf- 
wandes geprüft werden, bei der Verteilung der Einkommen- 
steuer vom ausschließlichen Wohnortprinzip abzugehen und 
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künftig eine Verkopplung mit dem Arbeitsortsprinzip vorzu- 
nehmen. 

3. Die Grundsteuer soll als eine wichtige kommunale Einnahme 
erhalten bleiben und vor allem in Richtung eines ökologisch 
orientierten Bodensteuerkonzepts weiter ausgestaltet werden. 

4. Den Städten, Gemeinden und Landkreisen dürfen vom Bund 
und den Ländern Aufgaben, die zu Mehrbelastungen für die 
betroffenen Kommunen führen, nur dann übertragen werden, 
wenn gleichzeitig die dafür erforderlichen finanziellen Mittel 
zur Verfügung gestellt werden, 

5. Die ostdeutschen Kommunen sollen mindestens bis zum Jahr 
2002 eine gesetzlich garantierte Investitionspauschale des 
Bundes erhalten. Die Regelung zur Verteilung soll so erfolgen, 
daß eine volle Verfügbarkeit dieser Mittel für die Kommunen 
gesichert wird. 

II. 

Die Bundesregierung wird weiter aufgefordert, zur Durchsetzung 
dieser Eckpunkte für die Reform der Kommunalfinanzierung, die 
auf die Verwirklichung kommunaler Selbstverwaltung und der 
Finanzautonomie der Städte, Gemeinden und Landkreise gerich- 
tet ist, folgende Gesetze und Rechtsvorschriften zu ändern: 

1. Änderung des Grundgesetzes (GG) 

Artikel 106 Abs. 8 GG ist dahin gehend zu präzisieren, daß jede 
gesetzgeberische Maßnahme des Bundes oder der Länder, die 
finanzielle Auswirkungen auf die Kommunalhaushalte erwar- 
ten läßt, eine Regelung über den Ausgleich der finanziellen 
Mehrbelastungen bei den Kommunen enthält. 

Artikel 106 Abs. 5 GG ist dahin gehend zu ändern, daß der 
Anteil der einzelnen Gemeinde an der Einkommensteuer zu 
50 % entsprechend der Einwohnerzahl und zu 50 % entspre- 
chend der Anzahl der Arbeitnehmer ermittelt wird. 

2. Änderung anderer gesetzlicher Bestimmungen 

2.1 Gewerbesteuergesetz (GewStG) 

§ 2 Abs. 1 GewStG ist neu zu fassen. Dabei sind als Steuer- 
pflichtige im Sinne des GewStG auch die Freiberufler gemäß 
§ 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG einzubeziehen. Gleichzeitig sind Be- 
zieher von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung so- 
wie Vermögensberatungsunternehmen in die Gewerbesteuer- 
pflicht einzubeziehen. 

Die Freibetragsregelungen gemäß § 11 Abs. 2 Nr. 1 GewStG 
und § 13 Abs. 1 GewStG sind einheitlich für alle Rechtsformen 
festzulegen. Für die Steuerpflichtigen ist unabhängig von der 
Rechtsform des Unternehmens jeweils sowohl hinsichtlich der 
Gewerbeertragssteuer als auch hinsichtlich der Gewerbekapi- 
talsteuer eine rechtsformunabhängige Steuermeßzahl festzu- 
legen. 

§ 8 GewStG ist neu zu fassen, um die bestehende Ungleichbe- 
handlung der Rechtsformen zu beseitigen. Dazu sind auch alle 
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an Gesellschafter von Kapitalgesellschaften gezahlten Beträ- 
ge, insbesondere auch Lohn- und Gehaltszahlungen, als Hin- 
zurechnungen zum Gewerbeertrag zu erfassen. 

2.2 Gemeindefinanzreformgesetz (GemFinRefG) 

In § 1 GemFinRefG ist der Anteil der Gemeinden in Höhe von 
20 % zu regeln. 

§ § 2 und 3 GemFinRefG sind in der Weise zu ändern, daß künf- 
tig die Ermittlung des Anteils der einzelnen Gemeinde an der 
Einkommensteuer auf folgender Grundlage erfolgt: 

50 % des Anteils werden entsprechend der Einwohnerzahl der 
Gemeinde ermittelt. Die verbleibenden 50 % werden auf der 
Grundlage der Zahl der Arbeitnehmer in der Gemeinde 
ermittelt. 

In das Gemeindefinanzreformgesetz ist eine Neuregelung auf- 
zunehmen, die den ostdeutschen Kommunen eine langfristige 
Investitionspauschale des Bundes sichert. Mindestens bis zum 
Jahr 2002 ist die Investitionspauschale mit 200 DM pro Ein- 
wohner festzuschreiben. In den Folgejahren kann ein Abbau 
entsprechend dem sinkenden Investitionsbedarf der Kommu- 
nen vorgesehen werden. 

2.3 Grundsteuergesetz (GrStG) 

§§ 14, 15 GrStG sind neu zu fassen. Die Neuregelung muß den 
Städten und Gemeinden die Möglichkeit geben, für Grund- 
stücke entsprechend ihrer Lage in der Kommune und entspre- 
chend der konkreten Nutzungsart unterschiedliche Hebesätze 
festzulegen. 

§ 24 Abs. 2 GrStG ist entsprechend zu ändern. 

In § 26 GrStG muß die Verpflichtung der Länder aufgenom- 
men werden, Höchsthebesätze für die Grundsteuer verbind- 
lich zu regeln. Insbesondere für Mietwohngrundstücke ist der 
Höchsthebesatz zu begrenzen. 

2.4 Einkommensteuergesetz (EStG) 

In § 23 Abs. 1 EStG ist die Zeitbegrenzung bezüglich der Spe- 
kulationsfrist bei Immobilien aufzuheben. Der Wertzuwachs, 
der beim Verkauf von Grundstücken realisiert wird, ist unab- 
hängig vom Zeitpunkt des Erwerbs des Eigentums am Grund- 
stück als Einkommen zu versteuern. Von der Besteuerung sind 
konsumtiv genutzte Immobilien in angemessenem Umfang 
auszunehmen. 

Bonn, den 7. Mai 1996 

Dr. Uwe-Jens Rössel 

Dr. Christa Luft 

Rolf Kutzmutz 

Dr. Barbara Holl 

Maritta Böttcher 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


3 



Drucksache 13/4597 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Begründung 

I. Generelle Notwendigkeit einer Reform der Kommunalfinan- 
zierung 

1. Nach einer Jahre währenden Diskussion beschloß der 
Deutsche Bundestag im Juni 1994, die im Grundgesetz für 
die Bundesrepublik Deutschland - Artikel 28 Abs. 2 - ver- 
ankerte Gewährleistung kommunaler Selbstverwaltung 
mit dem Zusatz „Die Gewährleistung der Selbstverwaltung 
umfaßt auch die Grundlagen der finanziellen Eigenverant- 
wortung" zu ergänzen. Damit trug der Gesetzgeber der all- 
seits anerkannten Tatsache Rechnung, daß kommunale 
Selbstverwaltung nichts wert ist ohne angemessene Fi- 
nanzausstattung der Städte, Gemeinden und Landkreise. 
Allerdings unterblieben bisher die sich aus der Ergänzung 
des genannten Grundgesetzartikels ergebenden Ableitun- 
gen für eine Reform der Finanzierung der Städte, Gemein- 
den und Landkreise in der Bundesrepublik Deutschland. 
Handlungsbedarf dafür ist jedoch dringend geboten. 

2. Die Krise der Kommunalfinanzen in der Bundesrepublik 
Deutschland ist nicht nur ein Problem von hoher sozialpo- 
litischer, soziokultureller und wirtschaftlicher Brisanz, son- 
dern eine Angelegenheit, die die im Grundgesetz sowie in 
den Verfassungen der Länder verankerte kommunale 
Selbstverwaltung zunehmend zu einer Farce verkommen 
läßt. 

Der rigorose Verkauf kommunalen „Tafelsilbers", dazu 
gehören namentlich Wohnungen, eigene Unternehmen in 
der Elektrizitätswirtschaft, der Abfallentsorgung, im öf- 
fentlichen Personennahverkehr, in der Wasserwirtschaft, in 
der Abwasserbeseitigung sowie Kommunaleigentum an 
Grund und Boden, ist kein geeigneter Weg, die Haushalte 
von Städten, Gemeinden und Kreisen zu sanieren. Zur kon- 
tinuierlichen Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen die Städ- 
te, Gemeinden und Landkreise u. a. auch kommunales Ei- 
gentum. Geben sie dieses durch Privatisierung aus der 
Hand, werden sie in Schlüsselbereichen von privaten Un- 
ternehmen abhängig. Insbesondere in der Wasserversor- 
gung und Abwasserbeseitigung könnte die Erfüllung der 
kommunalen Aufgaben durch private Unternehmen zur 
Bildung regionaler Monopole führen. Weiterhin könnten 
Defizite in anderen Bereichen, insbesondere im öffentli- 
chen Personennahverkehr, nicht mehr durch Gewinne, z. B. 
aus den Stadtwerken, ausgeglichen werden. Durch den 
großflächigen Verkauf kommunaler Grundstücke würden 
überdies die Möglichkeiten der Bauplanung in nicht un- 
wesentlichem Maße beeinträchtigt werden. Für Flurberei- 
nigungen im Zusammenhang mit der Planung für Bebau- 
ungen stünden den Kommunen kaum noch Flächen als 
Austauschflächen zur Verfügung. Durch eine rigorose Pri- 
vatisierung von Kommunalvermögen werden eher die fi- 
nanziellen und ökonomischen Fundamente der kommuna- 
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len Selbstverwaltung ausgehöhlt, als daß die Kommunal- 
haushalte dauerhaft saniert werden. 

3. In der Bundesrepublik Deutschland leben derzeitig ca. 
81,5 Millionen Menschen in insgesamt etwa 15 000 Städ- 
ten und Gemeinden (davon 8 500 in den alten sowie 6 500 
in den neuen Bundesländern) sowie 323 Landkreisen (da- 
von 237 in den alten sowie 86 in den neuen Bundesländern) . 
In der übergroßen Mehrheit dieser Kommunen hat sich die 
finanzielle Lage dramatisch zugespitzt. 

Im Jahr 1995 standen den Einnahmen der Kommunen 
in Höhe von 281,8 Mrd. DM Ausgaben in Höhe von 
295,2 Mrd. DM gegenüber, wobei der Anteil der Landkrei- 
se an diesen kommunalen Einnahmen bzw. Ausgaben 
insgesamt bei etwa 20 % liegt. Daraus ergibt sich ein Fi- 
nanzierungsdefizit in Höhe von 13,4 Mrd. DM, das über- 
wiegend nur durch Aufnahme neuer Kredite ausgeglichen 
werden konnte. 

Für das Jahr 1996 wird ein Finanzierungsdefizit der Kom- 
munen in Höhe von 12 Mrd. DM, davon 7,6 Mrd. DM in 
Westdeutschland und 4,4 Mrd. DM in Ostdeutschland, 
prognostiziert (Stand April 1996). Ein noch höheres Finan- 
zierungsdefizit soll vor allem durch weitere drastische Re- 
duzierung kommunaler Investitionen, verstärkten Perso- 
nalabbau in der Kommunalverwaltung sowie Einstellung 
bzw. Reduzierung von Ausgaben speziell im sozialen und 
kulturellen Bereich „verhindert" werden. Es zeigt sich, daß 
sich die bereits in den Vorjahren zu beobachtende Ent- 
wicklung der im Vergleich zu den westdeutschen Kommu- 
nen wesentlich höhere Pro-Kopf-Neuverschuldung ost- 
deutscher Kommunen weiter fortgesetzt hat. Ende des 
Jahres 1996 ist mit Kreditmarktschulden bundesdeutscher 
Kommunen kumulativ in Höhe von ca. 1,1 Mrd. DM - ohne 
Stadtstaaten und ohne die sog. Altschulden ostdeutscher 
Kommunen - zu rechnen. 

4. Während die Steuereinnahmen der Kommunen im Jahr 

1995 um insgesamt 2,5 Mrd. DM zurückgegangen sind - 
bei der Gewerbesteuer beträgt der Rückgang sogar fast 

4 Mrd. DM -sind die Ausgaben der Städte, Gemeinden und 
Landkreise für soziale Leistungen gegenüber 1 994 um etwa 

5 Mrd. DM auf insgesamt 59,1 Mrd. DM angewachsen. Da- 
bei ist zu berücksichtigen, daß die Städte und Gemeinden 
in den alten Bundesländern etwa 21 % und in den neuen 
Ländern 12 % des Gewerbesteueraufkommens - brutto - 
als sog. Gewerbesteuerumlage zu jeweils gleichen Teilen 
an den Bund und die Länder abführen müssen (für 1996 rd. 
9 Mrd. DM). Die nach den fortwährenden Einschnitten bei 
der Gewerbesteuer seitens der Bundesregierung zwi- 
schenzeitlich volumenmäßig bedeutendste kommunale 
Steuereinnahme - der 15 %ige Gemeindeanteil an der Ein- 
kommensteuer- stagnierte im Zeitraum 1994/1995 und soll 

1996 im Vergleich zum Vorjahresniveau sogar um 2,35 Mrd. 
DM sinken. 
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5 . Dramatisch rückläufig entwickeln sich die kommunalen In- 
vestitionen. Sie verringerten sich 1 995 im Vergleich zu 1 994 
in den alten Bundesländern von 4 1,53 Mrd. DM auf 39 Mrd. 
DM und sollen 1996 bis auf 36,8 Mrd. DM fallen. In den 
neuen Bundesländern verringerten sich die kommunalen 
Investitionen trotz immensen Staubedarfs auf dem Gebiet 
der kommunalen Infrastruktur von 17,68 Mrd. DM (1994) 
auf 15,9 Mrd. DM im Jahr 1995. Für das Jahr 1996 wird ein 
weiteres Absinken um 1,1 Mrd. DM prognostiziert. 

Damit bleiben schon über einen längeren Zeitraum die 
finanziellen Möglichkeiten der meisten bundesdeutschen 
Kommunen hinter den Anforderungen an kommunale 
Leistungen und Infrastruktur zurück. Immer weniger Städ- 
te, Gemeinden und auch Landkreise sind in der Lage, ihren 
Verwaltungshaushalt auszugleichen. So fehlen im Jahr 
1996 jedem ostdeutschen Landkreis durchschnittlich 
14 Mio. DM oder 6 % zum Haushaltsausgleich. Das führt 
auch mit dazu, daß die sog. freiwilligen Aufgaben der 
Kommunen - wozu u. a. die Förderung kultureller und 
sportlicher Aktivitäten sowie deren Infrastruktur gehören - 
zunehmend dem Sparkurs in Kommunen zum Opfer fallen. 
Die Kreditmarktschulden der Kommunen wiederum 
wachsen in einem besorgniserregenden Umfang. Sie 
beliefen sich zum Jahresende 1995 auf kumulativ rd. 
190 Mrd. DM. 

Angesichts der rapiden rückläufigen Entwicklung der kom- 
munalen Investitionen können die Kommunen ihrer Ver- 
antwortung als wichtige öffentliche Auftraggeber sowie als 
bedeutende Arbeitgeber - in mancher ostdeutschen Regi- 
on überhaupt der größte - immer weniger gerecht werden. 
Zunehmend mehr Städte, Gemeinden und Landkreise sind 
nicht einmal mehr in der Lage, den für die Gewährung von 
Fördermitteln durch die Europäische Gemeinschaft, den 
Bund und die Länder vorgeschriebenen Eigenanteil an Fi- 
nanzmitteln aufzubringen. Aus all dem resultieren be- 
trächtliche negative Wirkungen auf die konjunkturelle Ent- 
wicklung vor allem des Handwerks sowie des Baugewerbes 
und überhaupt auf die Beschäftigungssituation vieler Re- 
gionen. Zugleich wird die Herausbildung regionaler Wirt- 
schaftskreisläufe beeinträchtigt. 

6. Das exorbitante Anwachsen der kommunalen Ausgaben 
für die Sozialhilfe sowie andere soziale Leistungen gerät 
immer mehr in Widerspruch zu den sich nicht annähernd 
in gleichem Umfang entwickelnden eigenen Einnahmen 
von Städten, Gemeinden und Landkreisen. Durch Lasten- 
verschiebungen hat der Bund die kommunale Sozialhilfe, 
die im Jahr 1994 insgesamt 49,5 Mrd. DM betrug, zur Fi- 
nanzierung der Arbeitslosigkeit eingesetzt. Die Sozialhilfe 
- die für individuelle Notlagen gedacht ist - wird zuneh- 
mend für diesem eigentlichen Zweck widersprechende 
Ausgaben mißbraucht. Inzwischen zahlen kreisfreie Städ- 
te und Landkreise mehr als 8,5 Mrd. DM Sozialhilfe jähr- 
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lieh nur für Arbeitslose. Die Entlastungen der kommunalen 
Sozialhilfeetats durch die Pflegeversicherung werden nicht 
annähernd die vom Bund erwarteten Größenordnungen er- 
reichen. 

7. Überhaupt ist feststellbar, daß den Kommunen vom Bund 
und den Ländern zunehmend Leistungsverpflichtungen 
übertragen werden, ohne gleichzeitig eine entsprechende 
Finanzausstattung zu sichern. Im Ergebnis von Steuer- 
rechtsänderungen im Zeitraum 1991 bis 1996 nimmt 
der Bund, Recherchen des Rheinisch- Westfälischen Insti- 
tuts für Wirtschaftsforschung Essen zufolge, zusätzlich 
183 Mrd. DM ein. Dagegen gehen den Kommunen durch 
diese Steuerrechtsänderungen - darunter vor allem durch 
die stete Aushöhlung der Gewerbesteuer sowie die Nicht- 
erhebung der Gewerbekapitalsteuer in Ostdeutschland bis 
1996 ohne jeglichen kommunalen Ausgleich - im gleichen 
Zeitraum insgesamt 4,4 Mrd. DM an eigenen Einnahmen 
verloren. Die Länder profitieren von den genannten Steuer- 
rechtsänderungen mit einem Einnahmeplus, das mit 
7,9 Mrd. DM allerdings weit geringer als für den Bund aus- 
fällt. 

Für die Kommunen wirkt sich generell erschwerend aus, 
daß sie die Letzten in der Kette der öffentlichen Haushalte 
sind und im Gegensatz zum Bund mit dem Deutschen Bun- 
destag bzw. zu den Ländern mit dem Bundesrat über kei- 
ne annähernd vergleichbare, im Grundgesetz verankerte 
Interessenvertretung verfügen. Das führt mit dazu, daß die 
kommunalen Haushalte sowohl vom Bund, aber auch von 
den Ländern zusehends als finanz- und haushaltspolitische 
„Manövriermasse" behandelt werden. 

8. Grundlegende Strukturdefizite der Kommunalfinanzie- 
rung in der Bundesrepublik Deutschland sowie damit in 
Beziehung stehende Verwerfungen treten immer deutli- 
cher zutage. Die Einnahmen der Kommunen fließen äußerst 
unstet, sind abhängig vor allem von der Konjunktur, von 
Besonderheiten der örtlichen und Wirtschaftsstruktur- teil- 
weise vom Wohl und Wehe eines einzigen Unternehmens - 
und insbesondere von politischen Entscheidungen des 
Bundes und der Länder. So haben Städte und Gemeinden 
von gleicher Größe oder regionalpolitischer Funktion oft 
eine erheblich unterschiedliche Finanzausstattung. 

II. Notwendigkeit der vorgeschlagenen einzelnen Maßnahmen 

für die Reform der Kommunalfinanzierung 

1. Verfassungsrechtliche Verankerung des Grundsatzes, daß 
derjenige, der eine Aufgabe auf die Kommunen überträgt, 
auch die notwendigen finanziellen Mittel für die Erfüllung 
dieser Aufgabe zur Verfügung stellt 

Bisher regelt das Grundgesetz (Artikel 104 a) das Konne- 
xitätsprinzip nur für die Beziehung Bund - Länder. Eine an- 
satzweise Einführung des Konnexitätsprinzips auch für die 
Kommunen enthält Artikel 106 Abs. 8. Allerdings wird da- 
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mit keine allgemeingültige Regel aufgestellt, sondern es 
soll lediglich die Schlechterstellung einzelner Gemeinden 
durch Sonderaufgabenzuweisuilgen durch den Bund ver- 
hindert werden. Die gegenwärtige Praxis der Bundesre- 
gierung benachteiligt aber im wesentlichen alle Kommu- 
nen gleich, so daß Artikel 106 Abs. 8 GG diese Problematik 
nicht erfaßt. 

Auch die Beziehungen Bund - Kommunen bzw. Länder - 
Kommunen sind bisher verfassungsrechtlich ungenügend 
erfaßt. Die Regelungen der Artikel 104 ff. GG regeln zwar 
allgemein und abstrakt, daß die Kommunen an einzelnen 
Steuerarten zu beteiligen sind und wie im allgemeinen die 
Verteilung der Gemeinschaftsteuern stattfindet, sie bieten 
den Kommunen jedoch keinerlei Planungssicherheit. Das 
Grundgesetz sollte, so wie es die Grundzüge der Finanz- 
beziehungen Bund - Länder regelt, auch die Beziehungen 
Bund - Kommunen und Länder - Kommunen regeln. Pla- 
nungssicherheit für die Kommunen auf dem finanziellen 
Sektor kann gerade in Zeiten einer abflachenden Kon- 
junktur sehr positive Effekte hervorbringen. 

Auf der Basis der geltenden gesetzlichen Regelungen be- 
schließt der Bund regelmäßig Haushaltentlastungsmaß- 
nahmen, vor allem im Bereich der sozialen Sicherung, die 
sehr oft zu Lasten der Kommunen gehen. Ein finanzieller 
Ausgleich zugunsten der Kommunen ist mit derartigen Auf- 
gabenverlagerungen in der Regel allerdings nicht verbun- 
den. 

2. Erhalt und Revitalisierung der Gewerbesteuer 

Die Gewerbesteuer ist mit einem Aufkommen von 
29,75 Mrd. DM im Jahr 1995, davon rd. 25 Mrd. DM Ge- 
werbeertragsteuer und 4,75 Mrd. DM Gewerbekapital- 
steuer, von großer Bedeutung für die kommunalen Ein- 
nahmen. Sie stellt mit ihrem Hebesatzrecht für die Städte 
und Gemeinden einen Anreiz dar, in ihrem Bereich Unter- 
nehmen anzusiedeln, um damit vor allem Arbeitsplätze zu 
erhalten und zu schaffen. 

Die Gewerbesteuer ist in den zurückliegenden Jahren stän- 
dig ausgehöhlt worden. Bereits die Steuerreform 1978/79 
brachte mit der Abschaffung der Lohnsummensteuer - 
neben der Gewerbekapitalsteuer und der Gewerbeertrag- 
steuer die dritte Säule der Gewerbesteuer - einen erhebli- 
chen Einschnitt in diese traditionell wichtigste Kommunal- 
steuer. Danach erfolgten weitere Änderungen, die zu einer 
Reduzierung der Bemessungsgrundlagen für die Ge- 
werbesteuer führten. Dazu gehörten die Erhöhung von 
Freibeträgen und die Einführung eines Freibetrages für 
Dauerschulden. Der Einigungsvertrag sowie die Steuerän- 
derungsgesetze der Jahre 1991 und 1992 brachten u. a. fol- 
gende Änderungen: 

- Erhöhung des Freibetrages bei der Gewerbeertrag- 
steuer, 
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- Staffelung der Steuermeßzahlen des Gewerbeertrages, 

- Erhöhung des Freibetrages für Betriebsvermögen. 

Weitere erhebliche Einnahmeausfälle für die Kommunen 
ergaben sich bundesweit durch die Erhöhung der Gewer- 
besteuerumlage von Bund und Ländern sowie durch das 
Standortsicherungsgesetz. In Ostdeutschland ist die Erhe- 
bung der Gewerbekapitalsteuer bis zum 31. Dezember 
1996 ohne finanziellen Ausgleich für die Gemeinden aus- 
gesetzt. 

In ihrem im April 1996 vorgestellten „Programm für mehr 
Wachstum und Beschäftigung“ sieht die Bundesregierung 
vor, im Jahr 1997 die Gewerbekapitalsteuer bundesweit ab- 
zuschaffen sowie die Gewerbeertragsteuer weiter abzu- 
senken. 

Ihre Legitimation erhält die Gewerbesteuer vor allem durch 
eine Dienstleistungsfunktion, die die Kommunen für die 
ortsansässigen Unternehmen wahrnehmen. Das wurde in 
der Vergangenheit auch durch die Unternehmerverbände 
akzeptiert, wie der ehemalige Vorsitzende des Wissen- 
schaftlichen Beirats beim Bundesminister der Finanzen, 
Prof. Konrad Littmann, feststellt: „Spitzenverbände der 
deutschen Wirtschaft plädierten anläßlich der Gemeinde- 
finanzreform 1969 nicht gegen, sondern für den Erhalt ei- 
ner Gewerbesteuer, weil das Interesse der Kommunen an 
Industrieansiedlungen gewahrt bleiben müsse. Der re- 
formwillige Gesetzgeber, der heute diesen Aspekt ver- 
nachlässigt, nimmt daher bewußt das Risiko in Kauf, daß es 
künftig noch weniger Anreize auch für ausländische Inve- 
storen geben wird, in Deutschland Produktionsanlagen zu 
errichten.“ („Die Zeit“ vom 19. April 1996 S. 26) 

Gegenwärtig erhält die Gewerbesteuer ihre gesetzliche Le- 
gitimation aus Artikel 106 Abs. 6 GG. Dort ist sie als Real- 
steuer definiert. Nur die Kombination der Gewerbekapi- 
talsteuer mit der Gewerbeertragsteuer rechtfertigt jedoch 
die Klassifizierung als Realsteuer. Allerdings hat die ge- 
genwärtige Ausgestaltung des Gewerbesteuerrechts eine 
teilweise hohe Konjunkturabhängigkeit der Städte und Ge- 
meinden zur Folge, deren Abbau bei einer Neuregelung 
dieser Steuer mit berücksichtigt werden sollte. 

Würde die Gewerbekapitalsteuer abgeschafft, dürfte eine 
verfassungsrechtliche Verankerung der Gewerbeertrag- 
steuer auf erhebliche Schwierigkeiten stoßen. Die Gewer- 
beertragsteuer allein trägt unzweifelhaft die Züge einer 
Ertragsteuer. Damit würde sie in Konkurrenz zur Einkom- 
mensteuer treten. Um dann den Vorwurf der verfassungs- 
widrigen Doppelbesteuerung auszuräumen, müßte die 
gezahlte Gewerbeertragsteuer direkt von der Einkom- 
mensteuer- oder Körperschaftsteuerschuld abziehbar sein. 
Damit käme es zwar zu einer Verbesserung der Einnahmen 
der Kommunen, der jedoch adäquate Einkommensverluste 
des Bundes gegenüberstehen würden. Schließlich er- 
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scheint die Gewerbekapitalsteuer, bei allen Vorbehalten 
dieser Steuer gegenüber, auch deshalb gerechtfertigt, weil 
Unternehmen, die keine Gewinne ausweisen, ebenfalls die 
kommunale Infrastruktur nutzen. 

Bei der gegenwärtigen Regelung kommt es nicht zu einer 
Doppelbesteuerung des Einkommens, da die gezahlte Ge- 
werbesteuer zu den Betriebskosten gehört. Eine Versteue- 
rung dieser Beträge als Einkommen ist damit ausgeschlos- 
sen. Diese Regelung sollte auch in Zukunft beibehalten 
werden. 

Freibeträge sollen sowohl bei der Gewerbekapitalsteuer als 
auch bei der Gewerbeertragsteuer erhalten bleiben. In 
Höhe eines angemessenen Unternehmergewinns sollten 
Freibeträge ausgestaltet werden. Freigrenzen führen im 
Gegensatz zu Freibeträgen zu erheblichen Ungerechtig- 
keiten im Grenzbereich. Ein Unternehmer, dessen Gewer- 
bekapital oder Gewerbeertrag die Freigrenze um 1 DM 
überschreitet, muß dann das gesamte Kapital bzw. den ge- 
samten Ertrag versteuern. Um Mitnahmeeffekte durch 
große Unternehmen auszuschließen, wäre es denkbar, Frei- 
beträge nur bis zu einer Jahresumsatzgrenze von 
1 Mio. DM zu gewähren. Allerdings führen derartige Re- 
gelungen auch zu einer ungewollten Verkomplizierung des 
Steuersystems, so daß hier generelle Freibeträge vorge- 
schlagen werden. Diese Lösung wird vor allem deshalb vor- 
gezogen, da verhindert werden soll, daß die Existenz von 
kleinen Gewerbetreibenden und Handwerkern durch die 
Gewerbesteuer gefährdet wird. Werden die Freibeträge 
auch nur in Höhe eines angemessenen Unternehmerloh- 
nes geregelt, sind die Mitnahmeeffekte für große Unter- 
nehmen zu vernachlässigen. 

Es ist bekannt, daß eine Revitalisierung der Gewerbesteu- 
er teilweise auf vehementen Widerstand stößt. Allerdings 
ist die Gewerbesteuer durch ihre Ausstattung mit einem 
Hebesatzrecht ein wichtiges Instrument für eigenbestimm- 
te Einnahmeerzielung durch die Kommunen. Diesem 
Aspekt kann die von verschiedenen Seiten vorgeschlagene 
Beteiligung der Gemeinden an der Umsatzsteuer nicht 
Rechnung tragen. Gegen eine solche Beteiligung sprechen 
neben der Tatsache, daß auf diese Weise keine nennens- 
werte Verbesserung der kommunalen Einnahmen möglich 
wird, weiterhin auch die folgenden Gründe: 

a) Um die Kommunen an der Umsatzsteuer zu beteiligen, 
ist ein konkreter orts- und wirtschaftsbezogener Schlüs- 
sel zur Aufteilung des Umsatzsteueraufkommens auf 
die über 14 000 Städte und Gemeinden notwendig. Die- 
ser gemeinde scharfe Schlüssel kann nach eigener Ein- 
schätzung des Bundesministeriums der Finanzen frühe- 
stens 1999 vorliegen. Bis zu diesem Zeitpunkt müßte 
mit für die Kommunen unsicheren Übergangsregelun- 
gen gearbeitet werden. 
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b) Da eine Beteiligung der Kommunen an der Umsatz- 
steuer bisher nicht existierte und diese nach den Vor- 
stellungen der Bundesregierung aufkommensneutral 
gestaltet werden soll, muß eine neue Finanzierungs- 
quelle gefunden werden. Nach den Absichten der 
Bundesregierung sollen zu diesem Zweck vor allem 
die Abschreibungsbedingungen aller investierenden 
Unternehmen in der Bundesrepublik Deutschland ver- 
schlechtert werden. So ist vorgesehen, die Abschrei- 
bungssätze für degressive Wirtschaftsgüter (Maschi- 
nen, Ausrüstungen usw.) von jetzt 30 % auf künftig 
25 % gerade in einer Zeit anhaltender Konjunktur- 
schwäche zu senken. Damit sollen die an die Kommu- 
nen abgetretenen Prozentpunkte an der Umsatzsteuer, 
die die Kommunen als Ausgleich für ihre Einnahme- 
ausfälle aus der Reduzierung der Gewerbesteuer er- 
halten sollen, kompensiert werden. 

Das Problem dabei ist aber, daß alle Unternehmen für 
die starke Reduzierung der Gewerbesteuer auf kommen 
sollen, obwohl nur ein bestimmter Teil von ihnen in den 
„Genuß" der Steuerentlastung kommt. Tatsache ist 
nämlich, daß durch immer höhere Freibeträge u. ä. die 
Gewerbesteuer zu einer Großbetriebsteuer verkommen 
ist. Lediglich 30 % der Unternehmen zahlen Gewerbe- 
ertragsteuer und nur 16 % Gewerbekapitalsteuer. Das 
heißt: Vor allem Handwerker, kleine und mittelständi- 
sche Betriebe sollen die Gewerbesteuerentlastung der 
Großbetriebe bezahlen. 

c) Die Unternehmen können sich bei Abschaffung der 
Gewerbekapitalsteuer und der weiteren Einschrän- 
kung der Gewerbeertragsteuer noch mehr als bisher 
aus der Finanzierung der von ihnen genutzten kom- 
munalen Infrastruktur zurückziehen. Es ist abzusehen, 
daß die Verschlechterung der degressiven Abschrei- 
bungsmöglichkeiten wegen ihrer konjunkturdämpfen- 
den Wirkung nur eine Übergangslösung darstellt und 
später zurückgenommen oder anderweitig kompen- 
siert werden wird. Dem Druck vor allem der mittel- 
ständischen Unternehmen würde mit großer Wahr- 
scheinlichkeit früher oder später nachgegeben werden. 
Als neue Finanzierungsquellen stehen dann die Er- 
höhung der Umsatzsteuer und/oder die Ausgabenre- 
duzierung (mit hoher Wahrscheinlichkeit im Sozialbe- 
reich) an. Somit würde künftig die Allgemeinheit 
bezahlen, was einst die Unternehmen zu tragen hatten. 

Mit der angestrebten Erweiterung des Kreises der 
Steuerpflichtigen wird die Gewerbesteuer als Unter- 
nehmensteuer auf den Unternehmensbegriff im Sinne 
des Umsatzsteuerrechts angeglichen. Allerdings sollte 
eine aus dem Optionsrecht resultierende Befreiung von 
der Umsatzsteuer nicht zu einer Befreiung von der Ge- 
werbesteuer führen. (Einige Unternehmen können 
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nach dem Umsatzsteuerrecht die Befreiung von der Um- 
satzsteuer beantragen. Sie verlieren damit das Recht 
zum Vorsteuerabzug.) 

Die Einbeziehung von kapitalkräftigen Freiberuflern 
wie Ärzten, Rechtsanwälten, Steuerberatern u. ä. er- 
scheint gerechtfertigt, wenn man die Legitimation der 
Gewerbesteuer als pauschaliertes Entgelt für die Nut- 
zung kommunaler Infrastruktur befürwortet. Auch 
Freiberufler betreiben Unternehmen, die z. T. eine Rei- 
he von Arbeitnehmern beschäftigen. Mit der Tätigkeit 
dieser Unternehmen ist ebenso eine Nutzung der kom- 
munalen Infrastruktur verbunden wie bei gewerblichen 
Unternehmungen. Für die Erzielung von Einkünften 
von Unternehmen aus der Branche „Vermietung und 
Verpachtung" ist ebenfalls eine ausgebaute kommu- 
nale Infrastruktur geradezu unvermeidliche Vorausset- 
zung. Nur in wirtschaftlich attraktiven Kommunen ent- 
steht ein lukrativer Markt für Vermietung und 
Verpachtung. Gleiches gilt auch für Vermögensbera- 
tungsunternehmen. In ihrer Stellung als Dienstlei- 
stungsunternehmen nutzen sie in hohem Maße die 
kommunale Infrastruktur, so daß eine Beteiligung an 
den Kosten dafür gerechtfertigt erscheint. Kommunale 
Infrastruktur umfaßt in dem hier zugrunde gelegten 
Sinne vor allem Bildungs- und Kultureinrichtungen, 
Kindertagesstätten u. ä. r die eine Vorleistungsfunktion 
erfüllen. 

Einer der wichtigsten Kritikpunkte an der Gewerbe- 
steuer besteht darin, daß die Rechtsformneutralität 
durch diese Steuer verletzt wird. Die vorgeschlagenen 
Änderungen sollen daher eine Gleichbehandlung der 
Rechtsformen bei der Ermittlung des Gewerbeertrages 
herstellen. 

3. Erhöhung des Anteils der Kommunen an der Einkommen- 
steuer von bisher 15 % auf 20 % und Einführung eines ge- 
mischten Wohnsitz- und arbeitsbezogenen Verteilerprin- 
zips 

Entsprechend der Steuerschätzung für 1996 würde eine Er- 
höhung des Anteils der Kommunen Mehreinnahmen für 
diese in Höhe von 13,2 Mrd. DM bedeuten. Allein mit die- 
ser Maßnahme wäre das für 1996 erwartete Defizit der Kom- 
munalhaushalte gedeckt. 

Allerdings darf eine derartige Erhöhung des Gemeindean- 
teils nicht allein zu Lasten der Länder gehen, was durch 
eine entsprechende Regelung in Artikel 106 Abs. 3 GG zu 
erreichen wäre. Auch der Bund müßte 2,5 Prozentpunkte 
seines Aufkommens an die Städte und Gemeinden abtre- 
ten. Die dabei entstehenden Mehrbelastungen könnten zu 
einem nicht unerheblichen Anteil durch die zeitlich unbe- 
fristete Besteuerung von Einkommen aus Immobilienver- 
käufen gedeckt werden. 
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Unabhängig von der geforderten Erhöhung des Anteils der 
Gemeinden an der Einkommensteuer von 15 % auf 20 % 
besitzt der gegenwärtige Verteilerschlüssel zur Ermittlung 
des konkreten Anteils der einzelnen Gemeinde eine Reihe 
von Nachteilen, die unter Berücksichtigung des damit ver- 
bundenen höheren Verwaltungsaufwandes im angestreb- 
ten Gesetzgebungsverfahren eventuell mit beseitigt wer- 
den könnten. 

Bisher geht der Gesetzgeber davon aus, daß entsprechend 
der veranlagten Einkommensteuer sowie der Lohnsteuer, 
d. h. entsprechend der Steuerkraft der Einwohner, eine Um- 
verteilung stattfindet. Dieses Prinzip ist auch in Artikel 106 
Abs. 5 GG festgeschrieben. Die Folge ist, daß gerade struk- 
turschwache Gemeinden mit hoher Arbeitslosigkeit und 
wenig Gewerbepotential benachteiligt werden. Struktur- 
schwache Kommunen haben im Regelfall jedoch hohe So- 
zialausgaben. Andere wichtige Steuereinnahmen, wie die 
Gewerbesteuer, fallen dann auch sehr niedrig aus, so daß 
diese Kommunen in besonders hohem Maße von Zuwei- 
sungen abhängig sind. Stellt man die bisherige Berech- 
nungsbasis ausschließlich auf die Anzahl der Einwohner 
der Kommune ab, entfallen solche strukturbedingten Nach- 
teile. Die entsprechende Regelung findet sich bereits in § 3 
Abs. 2 des Gemeindefinanzreformgesetzes als Ausnahme- 
regelung für die ostdeutschen Länder außer Berlin. Diese 
Ausnahme soll zur Regel gemacht werden. 

Das bisher als Verteilungsprinzip für die Anteile der Ge- 
meinden an der Einkommensteuer geregelte Wohnsitz - 
prinzip birgt ein grundsätzliches Problem in sich: Mit zu- 
nehmender Mobilität der Arbeitnehmer wohnt eine immer 
größere Anzahl im ländlichen Umland der Ober- und Mit- 
telzentren. Die zentralen Orte stellen jedoch sowohl einen 
großen Teil ihrer Infrastruktur als auch soziale Leistungen 
für die in ihrem Gebiet arbeitenden, aber dort nicht woh- 
nenden Einkommensteuerzahler zur Verfügung. Sie erhal- 
ten jedoch nicht die dafür benötigten Steuereinnahmen. 
Zunehmende Finanzknappheit insbesondere in den Zen- 
tren vor allem strukturschwacher Regionen ist die Folge. 
Auch aus diesem Grunde sind große Städte in diesen struk- 
turschwachen Regionen dann von wenigen großen Unter- 
nehmen abhängig, deren Gewerbesteuerzahlungen den 
größten Teil der Steuereinnahmen der Ober- und Mittel- 
zentren ausmachen. Im Gegensatz dazu haben die Ge- 
meinden im sog. Speckgürtel häufig vergleichsweise hohe 
Einnahmen aus der Einkommensteuer, denen keine 
entsprechenden sozialen und infrastrukturellen Ausgaben 
gegenüberstehen. 

Bis 1971 galt in der Bundesrepublik Deutschland das Ver- 
teilungsprinzip für die Anteile der Gemeinden an der Ein- 
kommensteuer nach dem Arbeitsort. Der entscheidende 
Nachteil dieser Regelung bestand darin, daß struktur- 
schwache Gemeinden, die auch ansonsten kaum über ei- 
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gene Einnahmen verfügten, auch in der Verteilung der Ein- 
kommensteueranteile benachteiligt wurden. Das führte zu 
einer Verschärfung von regionalen Disproportionen, die mit 
der Gesetzesänderung aufgehoben werden sollten. 

Vorgeschlagen wird deshalb eine Mischung von Arbeits- 
ort- und Wohnortprinzip. Die Zurechnung der Steuerbe- 
träge können zu 50 % entsprechend der Einwohnerzahl 
und zu 50 % entsprechend der Zahl der Arbeitnehmer in 
der Kommune erfolgen. Das bedingt sowohl eine Änderung 
des Grundgesetzes als auch die entsprechende Änderung 
des Gemeindefinanzreformgesetzes. Der Bundesgesetzge- 
ber geht davon aus, daß die durch diese Neuregelung be- 
nachteiligten Kleinstgemeinden in strukturschwachen Re- 
gionen, die als einzige nennenswerte Einkommensquelle 
die Einkommensteuer haben, im Rahmen des Länderfi- 
nanzausgleichs zusätzliche Mittel erhalten. 

4. Ökologisch orientierte Reform der Grundsteuer 

Die Grundsteuer stellt nach der Gewerbesteuer die zweite 
wichtige Gemeindesteuer dar, die mit eigenständigem He- 
besatzrecht ausgestattet ist. Die bisherige Regelung er- 
möglicht es den Kommunen jedoch nicht, mit fiskalischen 
Mitteln eine möglichst effektive und den Interessen der Ge- 
meinden entsprechende Nutzung des Produktionsfaktors 
Boden zu beeinflussen. Prinzipiell geht es darum, den Ge- 
meinden die Möglichkeit zu eröffnen, für die einzelnen 
Nutzungsarten der Grundstücke unterschiedliche Hebe- 
sätze festzusetzen. Diese Regelung sollte es weiterhin er- 
möglichen, Hebesätze für die einzelnen Gebiete der Ge- 
meinde festzulegen. Für Grundstücke, die entsprechend 
der Ortsentwicklungskonzeption genutzt werden, sollte 
der Hebesatz entsprechend niedrig sein. Für anders ge- 
nutzte Grundstücke könnte ein höherer Hebesatz festge- 
legt werden. Eine derartige Regelung würde insbesondere 
auch Möglichkeiten eröffnen, gezielt auf eine Verdichtung 
innerstädtischer Räume hinzuarbeiten und der weiteren 
Zersiedlung der Randgebiete vorzubeugen. 

Eine Orientierung für die Neuregelung des Grundsteuer- 
gesetzes enthält § 76 Abs. 1 des Bewertungsgesetzes. Die 
in dieser Regelung enthaltene Eingruppierung der Grund- 
stücke sollte noch hinsichtlich der Lage in der Gemeinde 
entsprechend der Ortsentwicklungskonzeption spezifiziert 
werden. 

Die ökologische Zielrichtung der angeregten Gesetzesän- 
derungen besteht darin, die Nutzung des Bodens den je- 
weiligen Erfordernissen in der Gemeinde anzupassen. 
Grundstücke in den Siedlungskernen müssen effektiver 
genutzt werden. Die Zersiedlung der Randzonen kann mit 
fiskalischen Mitteln verhindert bzw. erschwert werden. 
Weiterhin kann die extensive Nutzung von Bauland ein- 
geschränkt werden. 
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Gegen die angestrebten Regelungen kann das Argument 
angeführt werden, daß damit das Grundsteuerrecht weiter 
verkompliziert statt vereinfacht wird. Allerdings erfolgt 
entsprechend dem Bewertungsgesetz bereits jetzt eine Er- 
fassung der Grundstücke nach der Nutzungsart. Damit 
würde mit der Neuregelung nur unwesentlich mehr Ver- 
waltungsaufwand bei der Erfassung der Grundstücke ent- 
stehen. Der Verwaltungsaufwand würde sich bei der Erhe- 
bung der Grundsteuer erhöhen. Allerdings kann das wegen 
der zu erwartenden positiven Steuerungseffekte unter 
Berücksichtigung des damit verbundenen höheren Ver- 
waltungsaufwandes in Kauf genommen werden. 

Um einem Ausufern der Hebesatzregelungen durch die Ge- 
meinden vorzubeugen, sollten die Länder anstatt der bis- 
herigen Vorschrift zwingend zur Festlegung von Höchst- 
hebesätzen verpflichtet werden*. Damit insbesondere 
negative Auswirkungen auf die Mietentwicklung vermie- 
den werden können, ist der Höchsthebesatz für Miet- 
wohngrundstücke gesondert zu regeln. 

5. Unbürokratische Ausreichung einer langfristigen Investiti- 
onspauschale durch den Bund an die ostdeutschen Kom- 
munen 

Der derzeitige Investitionsbedarf der ostdeutschen Städte 
und Gemeinden wird mit ca. 600 Mrd. DM bis zum Jahr 
2000 geschätzt. Schwerpunkte bilden dabei die Problem- 
felder Abwasserbeseitigung (125 Mrd. DM), Verkehrswe- 
sen (125 Mrd. DM), soziale Infrastruktur (60 Mrd. DM), 
Stadterneuerung (60 Mrd. DM) und Kultureinrichtungen 
(13 Mrd. DM). Gegenwärtig wird der Abbau dieses Inve- 
stitionsstatus in erster Linie durch Kreditaufnahmen finan- 
ziert. Die Neuverschuldung der ostdeutschen Städte und 
Gemeinden pro Einwohner und Einwohnerin betrug 1995 
bereits 400 DM gegenüber 114 DM in den westdeutschen 
Kommunen. Dem hohen Investitionsbedarf steht die 
schlechte finanzielle Ausstattung der Kommunen gegen- 
über. 

Die Voraussetzungen zum Abbau des Investitionsstatus 
sind in Ostdeutschland nicht erfüllt. Die bereits in den Jah- 
ren 1991 (5 Mrd. DM) und 1993 (1,5 Mrd. DM) durch den 
Bund für Ostdeutschland ausgereichte kommunale Inve- 
stitionspauschale könnte helfen, genau diese Vorausset- 
zungen zu erfüllen. Sie ist einerseits ein geeignetes Mittel, 
die Städte und Gemeinden im Osten in die Lage zu verset- 
zen, dringend notwendige Investitionen zu finanzieren. Die 
langfristige Sicherung durch eine entsprechende Regelung 
im Gemeindefinanzreformgesetz würde für eine entspre- 
chende Planungssicherheit sorgen. 

Es wird vorgeschlagen, die Investitionspauschale in einer 
Größenordnung von etwa 200 DM je Einwohner pauschal 
festzuschreiben und diese Gelder den Kommunen unbüro- 
kratisch und ohne jegliche Mittelinstanzen zur Verfügung 
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zu stellen. Damit wären jährlich kommunale Investitionen 
in Höhe von ca. 3 Mrd. DM gesichert. 

Da der Investitionsbedarf der ostdeutschen Kommunen auf- 
grund des Abbaus des Investitionsstaus und aufgrund stei- 
gender eigener Steuereinnahmen rückläufig ist, kann ein 
sukzessiver Abbau dieser Sonderförderung im Gemeinde- 
finanzreformgesetz entsprechend dem Investitionsbedarf 
der Kommunen und entsprechend den steigenden eigenen 
Einnahmen vorgesehen werden. Da bis zum Jahr 2002 kei- 
ne grundlegende Änderung dieses Zustandes zu erwarten 
ist, sollte ein Abschmelzen der Investitionspauschale erst 
nach diesem Zeitpunkt vorgesehen werden. Ein Ab- 
schmelzen müßte gesetzlich aber von einer steigenden ei- 
genen Finanzkraft der Städte, Gemeinden und Landkreise 
abhängig gemacht werden. 
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